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Ausdehnung der Sonntagsarbeit: 

Kein zusätzlicher Nutzen für die Volkswirtschaft
Mit der Ausdehnung der Sonntagsarbeit sollen aus den Bahnhöfen Einkaufsparadiese gemacht werden. Das schleppende Wachstum der Schweizer Volkswirtschaft wird damit allerdings nicht angekurbelt. Die Verwässerung des Arbeitsgesetzes führt vielmehr zu Verteilungs- und Verdrängungskämpfen im Detailhandel und zu einer Verschlechterung der Lohn- und Arbeitsbedingungen auf dem Arbeitsmarkt. Deshalb wehrt sich Travail.Suisse, der Dachverband der Arbeitnehmenden, gegen die Liberalisierung der Sonntagsarbeit. 
Die Gewerkschaften haben am 25. Januar 2005 das Referendum gegen die Ausdehnung der Sonntagsarbeit mit über 85'000 beglaubigten Unterschriften eingereicht. Sie wehren sich damit gegen die Sonntagsarbeit in den Bahnhöfen, welche nur ein erster Schritt in Richtung einer völligen Liberalisierung der Sonntagsarbeit ist. Der Sonntag hat seinen Wert. Den Wert als arbeitsfreier Tag, als Tag für die Familie und Freunde, als Ruhetag und Pause in unserer Non-Stop-Gesellschaft. 
Sonntagsarbeit: Der Kuchen wird nicht grösser, sondern anders verteilt 

Die Liberalisierung der Sonntagsarbeit bringt der Schweiz keinen zusätzlichen volkswirtschaftlichen Nutzen. Der Franken kann nur ein Mal ausgegeben werden. Die Ausdehnung der Sonntagsarbeit auf den Detailhandel in den Bahnhöfen stimuliert den privaten Konsum nicht. Sie führt zu keinem Wachstumsschub unserer Volkswirtschaft und ist kein Wundermittel gegen die schweizerische Wachstumsschwäche. 

Die Liberalisierung der Sonntagsarbeit bringt allerdings eine andere Verteilung des Kuchens. Ein Verdrängungskampf findet statt. Vor allem die Grossdetaillisten werden es sich leisten können, Filialen in den teuren Bahnhöfen zu betreiben. Das Einsehen haben die kleineren Läden im Quartier oder in der Agglomeration. Sie haben weniger Kundschaft und verlieren schliesslich ihre Existenzgrundlage. 
Sonntagsarbeit schwächt die bereits Schwachen auf dem Arbeitsmarkt
Die Ausdehnung der Sonntagsarbeit in den Bahnhöfen betrifft vor allem die Angestellten im Detailhandel. Das sind mehrheitlich Frauen oder ungelernte Arbeitnehmende. Arbeit im Detailhandel bedeutet Arbeit in Tiefstlohnbranchen. Mit der Ausdehnung der Sonntagsarbeit werden aufgrund des beschriebenen Verdrängungseffekts kaum neue Stellen geschaffen. Und wenn, dann vor allem im Tiefstlohnsektor, was volkswirtschaftlich und gesellschaftspolitisch nicht wünschenswert ist, da mit diesen Einkommen das Existenzminimum oftmals nur knapp gesichert werden kann. 

Zudem zeigen Lohnvergleiche aus der schweizerischen Lohnstrukturerhebung, dass Leute, die am Sonntag arbeiten, in der Regel weniger verdienen als der Rest der Arbeitnehmerschaft. Sonntagsarbeit betrifft bereits heute die Arbeitnehmenden, die kaum Verhandlungsmacht auf dem Arbeitsmarkt haben und die ihnen aufdiktierten Arbeitsbedingungen akzeptieren müssen. 
In der Industrie oder im Gesundheitswesen wird die Arbeit am Sonntag, dank des Einflusses der Gewerkschaften, mit Zulagen entlöhnt. Wenn Sonntagsarbeit zur Usanz wird, besteht das Risiko, dass die Zulagen in Frage gestellt und schliesslich für alle gestrichen werden. 
Status Quo bleibt – Dammbruch muss verhindert werden
Was bisher möglich war, bleibt weiterhin möglich. Am Sonntag kann man nach wie vor das Joghurt und das Abwaschmittel einkaufen. Es ist aber nicht einzusehen, warum alle Läden in den grösseren Bahnhöfen und Flughäfen am Sonntag geöffnet bleiben sollen.  
Zudem hat das Parlament selber klar gemacht, dass die Freigabe der Sonntagsarbeit in den Bahnhöfen erst der Anfang der völligen Liberalisierung der Sonntagsarbeit einleitet. Der Ständerat hat bereits eine Motion zur generellen Freigabe der Sonntagsarbeit angenommen. Damit sollen nicht nur in den Bahnhöfen, sondern in der ganzen Schweiz Verkäuferinnen, Banker, Versicherungsangestellte, Coiffeure, Informatikerinnen etc. am Sonntag zur Arbeit gezwungen werden.

Susanne Blank, Leiterin Wirtschaftspolitik, Travail.Suisse

Travail.Suisse, Hopfenweg 21, 3001 Bern, Tel. 031/370.21.11, e-mail: info@travailsuisse.ch, www.travailsuisse.ch






